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Kernkraftwerk Lingen GmbH, 
Schüttorfer Straße 100, 49808 Lingen (Ems)

— als Inhaberin einer Kernanlage im Sinne 
des § 17 Abs. 6 AtG —

auf ihren Antrag vom 15. 12. 2008 — KWL AM-0862.1 0000
0007166, Pri/Hm — mit dem vorliegenden Bescheid für das
Kernkraftwerk Lingen in der Gemeinde Lingen (Ems), das sich
entsprechend

— dem Genehmigungsbescheid zur Stilllegung des Kernkraft-
werks Lingen sowie zur Herbeiführung und zum Betrieb
des Sicheren Einschlusses und zur Nutzungsänderung von
Anlagenteilen sowie zum Abbau einzelner Komponenten
vom 21. 11. 1985 — 46.1 (44.1-alt)-22.51.44 (95.3) — ein-
schließlich der nach diesem Genehmigungsbescheid noch
gültigen Verfügungen der Ersten Teilgenehmigung für
den Betrieb des Kernkraftwerks Lingen vom 30. 1. 1968 —
II-22.51.44 — sowie der Vierten Teilgenehmigung für
den Betrieb des Kernkraftwerks Lingen vom 17. 2. 1969 —
II-22.51.44 — für den Umgang mit radioaktiven Stoffen in-
klusive Prüfstrahlern,

— dem Genehmigungsbescheid I/1997 für das stillgelegte
Kernkraftwerk Lingen zur Änderung der stillgelegten An-
lage, des Sicheren Einschlusses und des Betriebs des Si-
cheren Einschlusses zum Zweck der Entsorgung der sich
im Sicheren Einschluss befindenden Betriebsabfälle vom
14. 11. 1997 — 404-40311/5(95.6) — und

— dem Genehmigungsbescheid I/2008 für das stillgelegte
Kernkraftwerk Lingen zum Ersatz des Fortluftkamins vom
26. 9. 2008 — 42-40311/5(160.1) —

in der Stilllegung und in dem Sicheren Einschluss befindet,
— das Teilprojekt 1 des Abbaus

in dem im Abschnitt I.1 bezeichneten Umfang und nach Maß-
gabe der unter Abschnitt I.2 angegebenen Unterlagen sowie
der unter Abschnitt I.3 aufgeführten Nebenbestimmungen ge-
nehmigt.

I.1 Genehmigungsumfang

I.1.1 Abbaubetrieb

Abbaubetrieb der Anlage — mit dem Betrieb von Systemen
und Einrichtungen, die zur Gewährleistung des Strahlen-
schutzes und der Aktivitätsrückhaltung sowie der nicht nu-
klearen Sicherheit während des Abbaus erforderlich sind,
sowie dem Betrieb von Systemen und Einrichtungen, die für
den Abbau benötigt werden, auf der Grundlage der bestehen-
den und weiter geltenden atomrechtlichen Genehmigungen,
soweit sie nicht durch diesen Genehmigungsbescheid in Tei-
len ersetzt oder geändert werden oder Regelungstatbestände
enthalten, die für das Vorhaben nicht mehr relevant sind —
gemäß den Regelungen des Abbaubetriebshandbuchs.

I.1.2 Änderungen für den Abbau

Änderungen der Anlage und des Abbaubetriebs gemäß den
Regelungen des Abbaubetriebshandbuchs für die Belange des
Abbaus (insbesondere Anpassungen von Systemen und Einrich-
tungen, bautechnische Anpassungen, Nutzungsänderungen
von Räumen und Raumbereichen, Errichten und Einbringen
von für den Abbau benötigten Systemen und Einrichtungen,
Anpassung und Schaffung von Transportwegen und Beseiti-
gung von Störkanten).

I.1.3 Abbauteilprojekt 1

Abbau aller nicht kontaminierten und aller kontaminierten
Anlagenteile, sofern diese für den weiteren Abbaubetrieb und
den weiteren Abbau nicht erforderlich sind.

Dem Abbau unterfallen auch die Systeme und Einrichtun-
gen, die auf der Grundlage dieses Genehmigungsbescheides
für die Durchführung des Abbaus zu errichten sind, wenn sie
nicht mehr benötigt werden.

Diesem Abbauteilprojekt 1 unterfallen nicht die aktivierten
Anlagenteile (insbesondere Reaktordruckgefäß samt aller Ein-
bauten sowie Bioschild).

Die vorhandenen, für den Abbaubetrieb erforderlichen Sys-
teme und Einrichtungen (die lüftungstechnische Anlage in-
klusive der Fortluftüberwachung, das Abwassersammel- und
-aufbereitungssystem, die Energieversorgung, die Leittechnik
einschließlich Ruf- und Meldeanlage, die Brandschutzsysteme,
sonstige Versorgungssysteme, Strahlenschutzmesseinrichtun-
gen, Hebezeuge und Krananlagen sowie die Materialschleuse)
können erst nach Feststellung, dass diese für den weiteren Ab-
baubetrieb und den weiteren Abbau gegebenenfalls auch in-

folge des Einsatzes von Ersatzsystemen nicht mehr erforderlich
sind, abgebaut werden.

I.1.4 Umgang mit sonstigen radioaktiven Stoffen

Erstreckung auf genehmigungsbedürftigen Umgang mit
sonstigen radioaktiven Stoffen (inklusive Prüfstrahlern) ge-
mäß § 7 Abs. 2 Strahlenschutzverordnung in Ergänzung zu
dem von den bestehenden Genehmigungen erfassten Umgang
mit radioaktiven Stoffen.

I.1.5 Ableitung radioaktiver Stoffe mit der Fortluft

Ableitung radioaktiver Stoffe mit der Fortluft bis zu folgen-
den maximal zulässigen Werten für die Ableitungen:

— an Schwebstoffen gebundene radioaktive Stoffe:

— innerhalb eines Kalenderjahres 3,7g108 Bq,

— radioaktive Gase:

— Tritium: innerhalb eines Kalenderjahres 1,8g1012 Bq,

— Kohlenstoff-14: 
innerhalb eines Kalenderjahres 3,7g1010 Bq.

I.1.6 Abstellen/Zwischenlagerung von radioaktiven Abfällen

Abstellen/Zwischenlagerung von konditionierten leicht- und
mittelaktiven radioaktiven Abfällen aus Betrieb, Stilllegung,
Sicherem Einschluss und Abbau bis zur Abgabe an ein Bun-
desendlager.

I.1.7 Entfall von Auflagen

Die bestehenden Auflagen der im Abschnitt I genannten
atomrechtlichen Genehmigungen — einschließlich der nach
dem Genehmigungsbescheid vom 21. 11. 1985 noch gültigen
Verfügungen der Ersten Teilgenehmigung für den Betrieb des
Kernkraftwerks Lingen vom 30. 1. 1968 — II-22.51.44 — so-
wie der Vierten Teilgenehmigung für den Betrieb des Kern-
kraftwerks Lingen vom 17. 2. 1969 — II-22.51.44 — für den
Umgang mit radioaktiven Stoffen inklusive Prüfstrahlern —
werden durch die Auflage 1 dieses Genehmigungsbescheides
neu gefasst; die nicht übernommenen Auflagen (Auflagen 53
und 64 aus der Ersten Teilbetriebsgenehmigung vom 30. 1.
1968 — II-22.51.44 — sowie Auflagen 1.5.3 und 1.5.5 aus
dem Genehmigungsbescheid I/1997) entfallen.

IV. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Klage bei dem Niedersächsischen Oberverwal-
tungsgericht, Lüneburg, eingelegt werden.

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen
zur Förderung von Vorhaben zur Gewässerschutzberatung

in Trinkwassergewinnungsgebieten und in Zielgebieten 
der EG-Wasserrahmenrichtlinie im Rahmen des 

Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raums (ELER)

(Gewässerschutzberatung Landbewirtschaftung)

Erl. d. MU v. 29. 3. 2016 — 23-62626/040 —

— VORIS 28200 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land Niedersachsen und die Freie Hansestadt Bre-
men gewähren unter finanzieller Beteiligung der EU nach
Maßgabe dieser Richtlinie, den VV/VV-Gk zu § 44 LHO sowie
auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. 12. 2013 über
die Förderung der ländlichen Entwicklung durch den Euro-
päischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd-
lichen Raums (ELER) (ABl. EU Nr. L 347 S. 487), zuletzt
geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2016/142 vom
2. 12. 2015 (ABl. EU 2016 Nr. L 28 S. 8), Zuwendungen für
Vorhaben zum Gewässerschutz. 

1.2 Ein Anspruch auf Gewährung einer Zuwendung besteht
nicht; vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde aufgrund
ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren
Haushaltsmittel.
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2. Gegenstand der Förderung

Gefördert werden Maßnahmen in Form von Informations-
und Beratungsleistungen gemäß Artikel 14 der Verordnung
(EU) Nr. 1305/2013 für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft
oder des Produktionsgartenbaus, zum Trinkwasserschutz sowie
zum Erreichen und zum Erhalt des guten Zustands oder Poten-
zials von Grundwasser- und Oberflächenwasserkörpern, u. a.
auch der Ems, nach der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 23. 10. 2000 zur Schaffung eines
Ordnungsrahmens für Maßnahmen im Bereich der Wasser-
politik (ABl. EU Nr. L 327 S. 1), zuletzt geändert durch Richt-
linie 2014/101/EU vom 30. 10. 2014 (ABl. EU Nr. L 311 S. 32)
(EG-Wasserrahmenrichtlinie — im Folgenden: EG-WRRL —).

Zu diesen Maßnahmen gehören insbesondere

— die Beratung der Land- und Forstwirtschaft sowie des Pro-
duktionsgartenbaus,

— die Erstellung erforderlicher Beratungsgrundlagen wie Pla-
nungen und Konzepte,

— die Untersuchungen von Böden, Pflanzen und Gewässern,
soweit dies als Voraussetzung und Begleitung von Beratung
erforderlich ist,

— Informationsleistungen im Gewässerschutz und Qualifizie-
rungsleistungen für Bewirtschafterinnen und Bewirtschaf-
ter von Grundstücken und für Multiplikatorinnen und
Multiplikatoren,

— unterstützende Öffentlichkeitsarbeit für Zwecke der Ge-
wässerschutzberatung.

Daneben werden Modell- und Pilotprojekte zur Entwicklung,
Demonstration und Erfolgsbewertung gewässerschonender
Landbewirtschaftungssysteme oder Maßnahmen gefördert.

3. Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sind Unternehmen der öffentlichen
Wasserversorgung und deren Zusammenschlüsse sowie Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts, die für die Umsetzung
der EG-WRRL in Niedersachsen zuständig sind.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Die Förderung von Informations- und Beratungsleistungen
erfolgt unter folgenden Voraussetzungen:

4.1.1 Die Vorhaben müssen in Trinkwassergewinnungsgebie-
ten oder in Gebieten der jeweiligen Zielkulissen nach der
EG-WRRL in Niedersachsen oder in der Freien Hanse-
stadt Bremen durchgeführt werden.

4.1.2 Die Vorhaben sollen durch eine umfassende Beratung
eine gewässerschonende Land- und Forstbewirtschaftung
sowie einen gewässerschonenden Produktionsgarten-
bau unterstützen. In Trinkwassergewinnungsgebieten
müssen sie sich in ein Schutzkonzept einfügen. Für
Vorhaben in Trinkwassergewinnungsgebieten gelten
zusätzlich die allgemeinen Anforderungen des § 28
Abs. 4 NWG und der Verordnung über die Finanzhilfe
zum kooperativen Schutz von Trinkwassergewinnungs-
gebieten. Die einzelnen Beratungsleistungen sind nach
Leistungspositionen und Kosten pro Einheit festzule-
gen. Ein Muster der anzuwendenden Leistungspositio-
nen ist in der Anlage 1 beschrieben.

4.1.3 Die Beratungsleistung kann durch fachlich qualifizier-
te Dienstleister oder Beratungsorganisationen erbracht
werden, die der Zuwendungsempfänger beauftragt.

4.1.4 Die mit der Beratungsleistung betrauten Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter müssen über die erforderliche Be-
ratungskompetenz verfügen. Diese Kompetenz kann
nachgewiesen werden durch

— einen Abschluss als Diplom-Ingenieurin (FH) oder
Diplom-Ingenieur (FH) oder Bachelor of Science oder
jeweils höherwertig in den Fachgebieten Agrarwis-
senschaften, Bodenkunde, Forstwissenschaften oder
Gartenbau oder

— einen Abschluss als Diplom-Ingenieurin (FH) oder
Diplom-Ingenieur (FH) oder Bachelor of Science oder
jeweils höherwertig in den geowissenschaftlichen,

umweltwissenschaftlichen oder vergleichbaren Stu-
diengängen jeweils mit entsprechenden Zusatzqua-
lifikationen oder

— eine mindestens dreijährige Berufserfahrung als Ge-
wässerschutzberaterin oder Gewässerschutzberater.

Ausgenommen von diesen Qualifikationsanforderungen
sind die die Beraterinnen oder Berater unterstützenden
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wie Technikerinnen
und Techniker sowie Schreibkräfte.

4.1.5 Bei Vorhaben in Trinkwassergewinnungsgebieten muss
der Antragsteller für das hierdurch geschützte Trink-
wasser die Trinkwassergewinnung in Niedersachsen
oder in Gebieten der Freien Hansestadt Bremen betrei-
ben.

4.1.6 Die Auswahlkriterien i. S. der Verordnung (EU) Nr.
1305/2013 sind in der Anlage 2 festgelegt.

4.2 Die Förderung von Modell- und Pilotprojekten erfolgt un-
ter folgenden Voraussetzungen:

4.2.1 Die Modell- und Pilotprojekte müssen

— zur Einführung und Verbreitung innovativer, d. h.
noch nicht in die breite Praxis eingeführter Landbe-
wirtschaftungsverfahren zur Reduzierung diffuser
Einträge aus der Land- und Forstwirtschaft sowie des
Produktionsgartenbaus oder

— zur Entwicklung neuer Ansätze einer Erfolgsbewer-
tung oder Verbesserung von Maßnahmen zum Ge-
wässerschutz beitragen.

4.2.2 Das Vorhaben muss geeignet sein, die Effektivität und/
oder Effizienz der Gewässerschutzberatung landesweit
zu verbessern. Voraussetzung ist außerdem, dass noch
keine vergleichbaren, themenbezogenen Untersuchungs-
ergebnisse vorliegen und keine vergleichbaren Projekte
mit öffentlichen Mitteln gefördert werden. Dies ist in
einem vorzulegenden fachlichen Arbeitskonzept dar-
zustellen.

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendungen werden als nicht rückzahlbarer Zu-
schuss zur Projektförderung als Vollfinanzierung gewährt.

5.2 Die gesamten öffentlichen förderfähigen Ausgaben für
EU-kofinanzierte Vorhaben werden entsprechend den Vorga-
ben der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 zu 80 % aus EU-Mit-
teln und zu 20 % aus Landesmitteln finanziert.

5.3 Bei Informations- und Beratungsleistungen in Trinkwas-
sergewinnungsgebieten müssen die förderfähigen voraussicht-
lichen Ausgaben mindestens 20 000 EUR pro Jahr betragen.
Der Zuwendungsantrag hat sich zeitlich an der Laufzeit des
Schutzkonzepts zu orientieren.

5.4 Bei Informations- und Beratungsleistungen in Zielgebieten
der EG-WRRL muss die Laufzeit mindestens ein Jahr betragen.
Der Bewilligungszeitraum hat der Laufzeit des Schutzkonzepts
zu entsprechen.

5.5 Ab 2021 sind keine neuen Zuwendungsanträge mehr zu-
lässig.

5.6 Bei der Berechnung der Zuwendung ist von den Ausgaben
auszugehen, die bei sparsamer und wirtschaftlicher Ausführung
unmittelbar notwendig sind, um den Zweck des beantragten
Vorhabens zu erreichen. Dabei darf die Höhe der Zuwendung
die tatsächlichen Ausgaben des Zuwendungsempfängers nicht
übersteigen.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, eine Über-
prüfung der beantragten Maßnahmen durch die Bewilligungs-
behörde und den LRH zuzulassen und deren Beauftragten
sowie den Beauftragten der EU und des Landes auf Verlangen
Einblick in die entsprechenden Unterlagen zu gewähren, zum
Zweck der Evaluierung der jeweiligen Fördermaßnahme die
erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie für Vor-Ort-Kon-
trollen ein Betretungsrecht für alle Betriebsflächen und Be-
triebsräume einzuräumen.



Nds. MBl. Nr. 13/2016

424

Diese Pflicht ist auch auf ggf. beauftragte Dienstleister zu
übertragen.

6.2 Bei Modell- und Pilotprojekten sind dem Land die Rechte
an der Nutzung der Ergebnisse (z. B. zur Veröffentlichung) zu
sichern.

7. Anweisungen zum Verfahren

7.1 Allgemeine Verfahrensvorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Rückforderung der gewährten
Zuwendung gelten die VV/VV-Gk zu § 44 LHO, soweit nicht
in dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen oder in dem
unmittelbar geltenden Europarecht abweichende Regelungen
getroffen worden sind.

Darüber hinaus sind die Dienstanweisungen zu dieser Richt-
linie zu beachten.

7.2 Bewilligungsbehörde

Bewilligungsbehörde ist der NLWKN.

7.3 Antragsverfahren

7.3.1 Anträge sind auf den vorgeschriebenen Vordrucken an
die Bewilligungsbehörde zu richten. Vordrucke für die An-
tragstellung, den Mittelabruf und den Verwendungsnachweis
werden von der Bewilligungsbehörde zur Verfügung gestellt.

7.3.2 Bei der Antragstellung sind die hinreichend konkreti-
sierten Planungsunterlagen vorzulegen. Hierzu gehören ins-
besondere eine Beschreibung des geplanten Vorhabens, ein
Finanzierungsplan und ein Zeitplan.

7.3.3 Das Schutzkonzept gemäß Nummer 4.1.2 Satz 2 ist mit
dem Antrag einzureichen. Es muss zumindest Folgendes ent-
halten:

— Kurzbeschreibung der Ausgangssituation,

— Nennung der Belastungsschwerpunkte,

— Herleitung des Maßnahmenbedarfs, mit Nennung bisher
durchgeführter Maßnahmen und zukünftig geplanter Maß-
nahmen,

— Beschreibung der Ziele und der erwarteten Ergebnisse an-
hand geeigneter Indikatoren,

— Kostenplan für den Beratungszeitraum,

— Organisationskonzept.

7.3.4 Für Informations- und Beratungsleistungen in Zielge-
bieten der EG-WRRL ist eine Gebietskulisse für Niedersachsen
ermittelt und auf der Internetseite des NLWKN veröffentlicht
oder kann beim NLWKN angefordert werden. In dieser Ge-
bietskulisse besteht ein Bedarf für Maßnahmen zur Verbesse-
rung des Zustands der Grund- und/oder Oberflächenwasser-
körper.

7.3.5 Das Arbeitskonzept, das für Modell- und Pilotprojekte
mit dem Antrag einzureichen ist, enthält zumindest Folgendes:

— Kurzbeschreibung der Ausgangssituation,

— Herleitung des Projektbedarfs mit fachlicher Erläuterung
der überregionalen Bedeutung des Projektgegenstands oder
-themas,

— Darstellung der durch das Modell- und Pilotvorhaben zu
erwartenden Ergebnisse und deren praktischer Bedeutung
für den Gewässerschutz,

— Darstellung von Teilergebnissen mit Zeitplan und von In-
dikatoren, die die Ergebniserreichung anzeigen,

— Kostenplan für den Projektzeitraum.

Bei der Erstellung des Arbeitskonzepts ist auf die zur Ziel-
verfolgung genannten Punkte in Nummer 4.2.1 einzugehen.

7.4 Vergabeverfahren

Ein Vergabeverfahren zur Beauftragung Dritter gemäß Num-
mer 4.1.3 darf erst nach erfolgter Bewilligung stattfinden. Hierbei
sind die geltenden vergaberechtlichen Regelungen einzuhalten.

7.5 Auszahlung der Mittel

7.5.1 Der Zuwendungsempfänger muss für die Auszahlung
der Mittel einen Auszahlungsantrag (Mittelabruf, Verwen-
dungsnachweis) nebst Vorlage von qualifizierten Zahlungs-
nachweisen bei der Bewilligungsbehörde einreichen, die die
Belege prüft. Näheres wird über Dienstanweisungen und Er-
lasse geregelt. Eine Zuwendung wird nur gewährt, wenn die
erbrachten Leistungen anhand von prüffähigen Belegen nach-
gewiesen sind.

7.5.2 Die Auszahlung der Fördermittel erfolgt durch die Zahl-
stelle beim ML.

7.6 Vorhaben in Trägerschaft des Landes

Bei Vorhaben in Trägerschaft des NLWKN tritt die Mittelzu-
weisung an die Stelle des Zuwendungsbescheides. Alle im Rah-
men dieser Richtlinie getroffenen Regelungen werden dabei
entsprechend angewendet.

7.7 Sanktionen

Für die Berechnung von Verwaltungssanktionen finden die
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 17. 12. 2013 über die Finanzierung, die
Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrar-
politik (ABl. EU Nr. L 347 S. 549), geändert durch Verordnung
(EU) Nr. 1310/2013 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 17. 12. 2013 (ABl. EU Nr. L 347 S. 865), und die dazu
ergangene Delegierte Verordnung (EU) Nr. 640/2014 der Kom-
mission vom 11. 3. 2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU)
Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates in
Bezug auf das integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem und
die Bedingungen für die Ablehnung oder Rücknahme von
Zahlungen sowie für Verwaltungssanktionen im Rahmen von
Direktzahlungen, Entwicklungsmaßnahmen für den ländlichen
Raum und der Cross-Compliance (ABl. EU Nr. L 181 S. 48),
sowie die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 der
Kommission vom 17. 7. 2014 mit Durchführungsbestimmun-
gen zur Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen
Parlaments und des Rates hinsichtlich des integrierten Ver-
waltungs- und Kontrollsystems, der Maßnahmen zur Entwick-
lung des ländlichen Raums und der Cross-Compliance (ABl.
EU Nr. L 227 S. 69), geändert durch Durchführungsverord-
nung (EU) 2015/2333 vom 14. 12. 2015 (ABl. EU Nr. L 329 S. 1),
Anwendung. Einzelheiten zur Berechnung von Sanktionen und
zu deren Abstufungen und Kategorien werden in den Dienst-
anweisungen geregelt. Weitere Sanktionen können von der Be-
willigungsbehörde im Zuwendungsbescheid geregelt werden.

7.8 Kontrollen

Die Bewilligungsbehörde überprüft nach Maßgabe der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1306/2013, ob die Voraussetzungen für eine
Auszahlung der Zuwendung vorliegen und die Auflagen er-
füllt werden. Über die Kontrollen sind Niederschriften anzu-
fertigen. Näheres wird durch Dienstanweisungen geregelt.

8. Staatliche Beihilfen

Für die nach dieser Richtlinie gewährten Zuwendungen gilt
Artikel 81 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013.

9. Schlussbestimmungen

Dieser Erl. tritt am 30. 3. 2016 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2023 außer Kraft.

An den
Niedersächsischen Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und
Naturschutz
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Anlage 1

Leistungsverzeichnis zur Gewässerschutzberatung

Eine weitere Differenzierung einzelner Leistungspositionen, ist grundsätzlich möglich.
Abweichende Leistungspositionen sind nicht ausgeschlossen. Sie sind zu begründen und bedürfen der Zustimmung der Bewilli-

gungsbehörde.
Innerhalb einzelner Blöcke sind begründete Abweichungen vom ursprünglichen Angebot ohne Rücksprache mit der Bewilli-

gungsbehörde möglich, wenn die vereinbarten Gesamtkosten des betroffenen Blocks nicht überschritten werden.
Die im Folgenden verwendete Bezeichnung „Gebiet“ bezieht sich auf die jeweils vorliegende Gebietskulisse (Trinkwassergewin-

nungsgebiet oder Beratungsgebiet nach der EG-WRRL).

Position Leistung Einheit beispielhafte Erläuterung der Leistung Leistungsnachweis

Block 1 I. Erhebung, Aktualisierung 
und Auswertung von 
Grundlagendaten

1.1 Ersterfassung von 
Betriebsdaten

Betrieb Ermittlung der Stammdaten, wie Bewirtschafter, 
Tierbesatz und weitere Kennzahlen als Beratungs-
grundlage, Einpflegen in Datenbank

Bewirtschafterliste

1.2 Aktualisierung von 
Betriebsdaten

Betrieb Aktualisierung der Stammdaten wie 1.1 Bewirtschafterliste 
der aktualisierten 
Betriebe

2.1 Ersterfassung von Schlagdaten Schlag Erfassung der Daten von im Gebiet befindlichen 
Schlägen wie Bewirtschafter, Flächengröße, 
Flächennutzung, FLIK-Nummer und weiterer 
Kennzahlen, Einpflegen in die Datenbank

Schlagliste

2.2 Aktualisierung von Schlag-
daten

Schlag Aktualisierung der Daten wie 2.1 Liste der aktualisier-
ten Schläge

3. Erstellung einer digitalen 
Bodenformenkarte

ha, h oder 
Karte

Einbindung der bodenkundlichen Gelände-
erhebung bzw. Einbindung analoger oder digitaler 
Daten, z. B. Bodenschätzungsdaten, geologische 
Karten, topografische Karten (DGK, TK 10 etc.), 
grafische Darstellung (einschließlich Attribut-
tabelle)

Karte

4. Erstellung einer digitalen 
NAG-Karte (morphologisch)

ha, h oder 
Karte

Einbindung der erforderlichen analogen oder 
digitalen Daten, z. B. Bodenschätzungsdaten, 
geologische, geomorphologische Karten, Boden-
karten, topografische Karten; Verschneidung 
der Daten, Berechnung nach DIN, grafische 
Darstellung (einschließlich Attributtabelle)

Karte

5.1 Erstellung einer digitalen 
NAG-Karte (schlagbezogen)

Schlag, h 
oder Karte

Einbindung der erforderlichen digitalen Daten zur 
Berechnung nach DIN, grafische Darstellung mit 
Attributtabelle

Karte, Schlagliste

5.2 Aktualisierung einer digitalen 
NAG-Karte (schlagbezogen)

Schlag, h 
oder Karte

Einbindung der erforderlichen digitalen Daten 
nach 5.1

Karte, Liste 
der aktualisierten 
Schläge

6.1 Erstellung einer digitalen 
Schlag(nummern)karte bzw. 
Karte mit Abteilungen (Forst)

Schlag/
Abtei-
lung, h 
oder Karte 

Einbindung der erforderlichen digitalen Daten, 
z. B. Gebietsgrenzen, topografische Karte, eventu-
ell Nachdigitalisierung von Daten; Verschneidung 
mit Schlag- bzw. Abteilungsinformationen, grafi-
sche Darstellung (einschließlich Attributtabelle)

Karte, Schlag- bzw. 
Abteilungsliste

6.2 Aktualisierung einer digitalen 
Schlag(nummern)karte bzw. 
Karte mit Abteilungen (Forst)

Schlag/
Abteilung 
oder h 

Einbindung der erforderlichen digitalen Daten 
wie 6.1

Karte, Liste 
der aktualisierten 
Schläge bzw. 
Abteilungen (Forst)

7.1 Erstellung einer digitalen 
Betriebsflächenkarte

Betrieb Darstellung der Flächen eines Bewirtschafters oder 
aller Bewirtschafter im Gebiet; Einbindung der 
erforderlichen digitalen Daten, z. B. topografische 
Karte, Gebietsgrenzen, wenn erforderlich Nach-
digitalisierung von Daten, Verschneidung mit Be-
wirtschafterinformationen, grafische Darstellung 
(einschließlich Attributtabelle), Weitergabe an die 
Bewirtschafter

eine beispielhafte 
Karte; Liste der 
Betriebe

7.2 Aktualisierung einer digitalen 
Betriebsflächenkarte

Betrieb Darstellung der Flächen eines Bewirtschafters oder 
aller Bewirtschafter im Gebiet wie 7.1

eine beispielhafte 
Karte; Liste 
der aktualisierten 
Betriebe

8. Erstellung einer digitalen 
Flächennutzungskarte

Schlag, h 
oder Karte

Darstellung der Flächennutzung im Gebiet; Ein-
bindung erforderlicher Daten (z. B. topografische 
Karte, Schlagkarte etc.) und Verschneidung mit 
den Flächennutzungsdaten, grafische Darstellung 
(einschließlich Attributtabelle)

Karte

9.1 Erstellung einer einzel-
betrieblichen Prioritätenliste

Betrieb Rangierung der Betriebe eines Gebietes nach 
Prioritäten und Festlegung der Betreuungs-
intensität nach nachvollziehbaren Kriterien

Prioritätenliste
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9.2 Aktualisierung einer einzel-
betrieblichen Prioritätenliste

Betrieb Rangierung der Betriebe wie in 9.1 aktualisierte 
Prioritätenliste

10. Integration von zentral 
bereitgestellten Daten in den 
Datenbestand

h insbesondere in der EG-WRRL-Kulisse liefert der 
Aufraggeber Grundlagendaten an die beauftragten 
Beratungsträger, diese sind für die Beratungstätig-
keit zu verarbeiten

Stundennachweis

Block 2 II. Umsetzung der Beratung

1. einzelbetriebliche Beratung h Vor- und Nachbereitung, Beratungsgespräch zu 
Gewässerschutzthemen wie Düngeberatung, Bera-
tung zu Erosionsschutzmaßnahmen, freiwillige 
Vereinbarungen, Ausgleichszahlungen, AUM etc.

Stundennachweis 
mit Betriebs-
zuordnung 
(ggf. anonymisiert)

2. Datenaufbereitung und 
-auswertung (Technikerin 
oder Techniker/Ingenieurin 
oder Ingenieur)

h Arbeiten im Zusammenhang mit Gewässerschutz-
themen wie Düngeberatung, freiwillige Vereinba-
rungen, Ausgleichszahlungen etc. und Archivierung 
entsprechender Daten

Stundennachweis

3. Koordinationstätigkeiten h Arbeiten zur Koordinierung im Beratungsgebiet 
und auf überregionaler Ebene (z. B. Teilnahme an 
Besprechungen und Ortsterminen), Übergabe von 
Daten und Weiterleitung an Dritte etc.

Stundennachweis

4. Öffentlichkeitsarbeit h unterstützende Öffentlichkeitsarbeit für die Ge-
wässerschutzberatung und Qualifizierung und In-
formation, dazu gehören z. B. Zeitungsartikel, 
sonstige Medienarbeit, Internetauftritt, Schulun-
gen, Teilnahme an Informations- oder Fortbil-
dungsveranstaltungen mit eigenem Beitrag in der 
Tagesordnung

Stundennachweis

5. Konzepterstellung h Entwicklung von Konzepten zu speziellen Sach-
fragen, z. B. Karte zur räumlichen Prioritätenset-
zung und weitere Planungskarten, Aktualisierung 
und Nachkalkulation des Gesamtmaßnahmenka-
talogs

Stunden- und 
Ergebnisnachweis

6. Gruppenberatung, Feldbege-
hung 

Termin 
oder h

Vor- und ggf. Nachbereitung des Termins, ggf. Ein-
ladung, Teilnahme am Termin oder Durchführung 
des Termins (ggf. auch forstliche Termine)

Einladung, Teil-
nehmerliste, ggf. 
Protokoll (Dauer, 
Beratungsinhalt)

7. Feld- oder Waldrundfahrt Termin 
oder h

8. Informationsveranstaltung, 
Arbeitskreis, Seminar, 
Tagung, Kooperationssitzung

Termin 
oder h

9. Rundschreiben Rund-
schreiben

schriftliche Erstellung des Rundschreibens und 
Versendung

Kopie des 
Rundschreibens

Block 3 III. Begleitende Unter-
suchungen und Versuche

1. Frühjahrs-Nmin 
einschließlich Probenahme

Unter-
suchung

Konzeption der Probenahme, Herstellung einer 
Mischprobe aus 16 Einstichen, Laboranalyse von 
schichtbezogenen Mischproben (in der Regel pro 
Schlag; in 3 Tiefenstufen) auf Nitrat, Ammonium 
und Wassergehalt mit schriftlicher Ergebnisdar-
stellung, Interpretation der Analyseergebnisse 
unter Beachtung der vorangegangenen Bewirt-
schaftung, Mitteilung der Analyseergebnisse an 
die Bewirtschafter

Untersuchungsliste 
mit Ergebnissen 
(ggf. anonymisiert)

2. Nitrachek-Analyse 
einschließlich Probenahme

Unter-
suchung

Beprobung unmittelbar vor der geplanten Dün-
gungsmaßnahme, Gewinnung und Messung des 
Pflanzensaftes gemäß Geräteanleitung, Auswer-
tung, Mitteilung der Analyseergebnisse an die 
Bewirtschafter

Untersuchungsliste 
mit Ergebnissen 
(ggf. anonymisiert)

3. N-Tester-Analyse 
einschließlich Probenahme

Unter-
suchung

Einsatz des Hydro-N-Testers oder vergleichbarer 
Geräte bei der Messung des Chlorophyllgehaltes 
in Getreideblättern gemäß Geräteanleitung, 
Auswertung, Mitteilung der Analyseergebnisse an 
die Bewirtschafter

Untersuchungsliste 
mit Ergebnissen 
(ggf. anonymisiert)

4. Wirtschaftsdüngeruntersu-
chung einschließlich Probe-
nahme

Unter-
suchung

Probenahme: bei Mist Herstellung einer Misch-
probe, bei Gülle und Jauche Beprobung nach 
Homogenisierung, in der Regel Laboranalyse der 
Hauptnährstoffe bezogen auf die Frischsubstanz 
und die Trockensubstanz, Mitteilung der Analyse-
ergebnisse an die Bewirtschafter

Untersuchungsliste 
mit Ergebnissen 
(ggf. anonymisiert)

5. Grundnährstoffuntersuchung 
einschließlich Probenahme

Unter-
suchung

Probenahme: Herstellung von Mischproben, La-
boranalyse der Grundnährstoffe, Mitteilung der 
Analyseergebnisse an die Bewirtschafter

Untersuchungsliste 
mit Ergebnissen 
(ggf. anonymisiert)

Position Leistung Einheit beispielhafte Erläuterung der Leistung Leistungsnachweis



Nds. MBl. Nr. 13/2016

427

6. Humusgehaltsuntersuchung 
einschließlich Probenahme

Unter-
suchung

Laboranalyse auf Stickstoff, Kohlenstoff, C/N-Ver-
hältnis Humus, um die langfristige Bodenfrucht-
barkeit festzustellen und zur Abschätzung des 
N-Potentials, Mitteilung der Analyseergebnisse an 
die Bewirtschafter

Untersuchungsliste 
mit Ergebnissen 
(ggf. anonymisiert)

7. Smin-Analyse (ggf. einschließ-
lich Probenahme, wenn keine 
Nmin-Probenahme stattfindet)

Unter-
suchung

Laboranalyse des S-min-Gehaltes als Grundlage 
gezielter vegetationsbegleitender Düngeempfeh-
lungen, Mitteilung der Analyseergebnisse an die 
Bewirtschafter

Untersuchungsliste 
mit Ergebnissen 
(ggf. anonymisiert)

8. Boden-pH-Schnelltest 
einschließlich Probenahme

Unter-
suchung

Felduntersuchung des Boden-pH-Wertes als 
Grundlage gezielter vegetationsbegleitender 
Düngeempfehlungen, Mitteilung der Analyse-
ergebnisse an die Bewirtschafter

Untersuchungsliste 
mit Ergebnissen 
(ggf. anonymisiert)

9. Analyse der P-Gehalte im 
Oberboden einschließlich 
Probenahme

Unter-
suchung

Laboranalyse der P-Gehalte im Oberboden (Ge-
samt-P und CAL-lös-P) z. B. zur Charakterisierung 
von Dränauslaufstandorten, Mitteilung der 
Analyseergebnisse an die Bewirtschafter

Untersuchungsliste, 
Ergebnisse 
(anonymisiert)

10. Pflanzenanalyse 
einschließlich Probenahme

Unter-
suchung

Pflanzenanalyse im Labor als Grundlage gezielter 
vegetationsbegleitender Düngeempfehlungen, 
Mitteilung der Analyseergebnisse an die Bewirt-
schafter

Untersuchungsliste 
mit Ergebnissen 
(ggf. anonymisiert)

11. CAT-Bodenuntersuchung 
einschließlich Probenahme

Unter-
suchung

Laboranalyse von Mangan, Kupfer, Bor, Zink, 
Natrium und Schwefel auf Problemstandorten als 
Grundlage gezielter Düngeplanung, Mitteilung der 
Analyseergebnisse an die Bewirtschafter

Untersuchungsliste 
mit Ergebnissen 
(ggf. anonymisiert)

12. Analyse des Ernteguts 
einschließlich Probenahme

Unter-
suchung

Laboranalyse des Ernteguts zur Bewertung der N-
Effizienz, zusätzlich Phosphor und Kalium, Mittei-
lung der Analyseergebnisse an die Bewirtschafter

Untersuchungsliste 
mit Ergebnissen 
(ggf. anonymisiert)

13. Futteranalysen einschließlich 
Probenahme

Unter-
suchung

Futterproben-Analyse im Labor, z. B. betriebseige-
nes Getreide bei N-reduzierter Düngung, Mittei-
lung der Analyseergebnisse an die Bewirtschafter

Untersuchungsliste 
mit Ergebnissen 
(ggf. anonymisiert)

14. Demonstrationsversuch Versuch Anlage und Durchführung des Versuchs mit 
Flächenbewirtschafter, Analyse festzulegender 
Parameter, ggf. Durchführung begleitender Unter-
suchungen und Ertragsermittlung, Probenahme, 
Auswertung der Versuchsergebnisse

Ergebnisdarstellung 

15. Exaktversuch Versuch Anlage und Durchführung des Versuchs durch 
Versuchsansteller, Durchführung begleitender 
Untersuchungen, Ertragsermittlung, Probenahme, 
statistische Auswertung der Versuchsergebnisse, 
Analyse festzulegender Parameter

Ergebnisdarstellung 

Block 4 IV. Erfolgskontrolle

1. Nmin (nach Ernte, Herbst) 
einschließlich Probenahme

Unter-
suchung

Konzeption der Probenahme, Herstellung einer 
Mischprobe aus 16 Einstichen, Laboranalyse von 
schichtbezogenen Mischproben (in der Regel pro 
Schlag, in 3 Tiefenstufen) auf Nitrat, Ammonium 
und Wassergehalt mit schriftlicher Ergebnisdar-
stellung, Interpretation der Analyseergebnisse 
unter Beachtung der vorangegangenen Bewirt-
schaftung, Mitteilung der Analyseergebnisse an 
die Bewirtschafter

Untersuchungsliste 
und Ergebnisse 
(ggf. anonymisiert)

2. Schlagbilanzen Schlag Übernahme der Schlagkarteien, digitale 
Archivierung, Berechnung der schlagspezifischen 
Nährstoffbilanzen, in der Regel für N, P, K

Liste: Untersu-
chungsliste und 
Ergebnisse 
(ggf. anonymisiert)

3. Hoftorbilanz, Nährstoff-
vergleich gemäß DüV, 
gesamtbetriebliche 
Bilanzierung

Bilanz Übernahme von Eingangsgrößen aus den Daten 
der betrieblichen Buchführung, Plausibilisierung 
der Daten, digitale Archivierung, Berechnung 
der betriebsspezifischen Nährstoffbilanzen in der 
Regel für N, P und K

Auflistung der 
Bilanzen mit 
Ergebnissalden 
(ggf. anonymisiert)

4. Untersuchung der 
Sickerwasserdränzone durch 
Nitrattiefenprofilen

4.1 Planung h Konzeption einer auf N-Tiefenprofilen basieren-
den Untersuchung mit Darstellung der zu Grunde 
liegenden Frage, Auswahl geeigneter Schläge un-
ter Beachtung der Standorte sowie weiterer ggfs. 
erforderlicher Daten (z. B. Bewirtschaftungsdaten 
des Schlages), Abschätzung der zu erwartenden 
Probenahmestrecken sowie der Anzahl der zu 
analysierenden Schichten, Absprache mit anderen 
Beratungsträgern sowie Bewirtschaftern, Fest-
legung des Parameterumfangs

Stundennachweis

Position Leistung Einheit beispielhafte Erläuterung der Leistung Leistungsnachweis



Nds. MBl. Nr. 13/2016

428

4.2 Probenahme, Profilansprache 
und Untersuchungen

m oder 
Anzahl

schichtgetreue Entnahme von Bodensubstrat für 
die spätere Laboranalyse, Feldanalyse des erbohr-
ten Profils mit Anlegen eines Bohrprotokolls, La-
boranalyse schichtbezogener Einzelproben auf den 
in der Planung ermittelten Parameterumfang (z. B. 
Nitrat, Ammonium, Sulfat, Wassergehalt, pH)

Bohrprotokoll, 
Untersuchungsliste

4.3 Datenaufbereitung und 
Auswertung

h digitale Datenablage der Einzelwerte, tabellarische 
und grafische Darstellung des Tiefenverlaufs der 
betrachteten Parameter, Ergebnisdarstellung im 
Jahresbericht, Mitteilung der Analyseergebnisse 
an die Bewirtschafter

Stunden- und 
Ergebnisnachweis

5. Untersuchung der Sicker-
wasserdränzone mit 
Lysimeter oder Saugkerze

5.1 Planung h Konzeption einer auf Lysimetern bzw. Saugkerzen 
basierenden Untersuchung mit Darstellung der zu 
Grunde liegenden Frage, Auswahl geeigneter 
Schläge unter Beachtung der Standorte sowie 
weiterer ggf. erforderlicher Daten (z. B. Bewirt-
schaftungsdaten des Schlages), Planung der 
Beprobungstermine und des Parameterumfangs

Stundennachweis

5.2 Einbau, Probenahme und 
Untersuchungen

Unter-
suchungs-
stelle

bauliche Installation, Entnahme des aufgefange-
nen Bodenwassers, Laboranalyse der Einzelproben 
pro Lysimeter bzw. Einzel- oder Mischproben bei 
Saugkerzenanlagen auf den in der Planung ermit-
telten Parameterumfang (z. B. Nitrat, Ammonium, 
Sulfat, pH)

Untersuchungsliste

5.3 Datenaufbereitung und 
Auswertung

h digitale Datenablage der Einzelwerte; tabellarische 
und grafische Darstellung des Zeitverlaufs der be-
trachteten Parameter, Ergebnisdarstellung, Mittei-
lung der Analyseergebnisse an die Bewirtschafter

Stunden- und 
Ergebnisnachweis

6. Drän- und Oberflächen-
gewässeruntersuchung

6.1 Planung h Konzeption der Untersuchung mit Darstellung der 
zu Grunde liegenden Frage, Auswahl geeigneter 
Ausläufe bzw. Messstellen im Vorfluter unter 
Beachtung der Standorte sowie weiterer ggf. erfor-
derlicher Daten (z. B. Bewirtschaftungsdaten des 
Schlages), Planung der Beprobungstermine und 
des Parameterumfangs

Stundennachweis, 
Kurzbericht

6.2 Probenahme und 
Untersuchung

Unter-
suchungs-
stelle

Entnahme des labormäßig zu untersuchenden 
Wassers, Laboranalyse der Einzelproben pro Un-
tersuchungsstelle auf den in der Planung ermittel-
ten Parameterumfang (z. B. Nitrat, Ammonium, 
Sulfat, pH)

Untersuchungsliste, 
Ergebnisse und 
Probenahme-
protokoll

6.3 Datenaufbereitung und 
Auswertung; Dokumentation

h digitale Datenablage der Einzelwerte, tabellarische 
und ggfs. grafische Darstellung des Zeitverlaufs 
der betrachteten Parameter, Dokumentation des 
Erfolges durchgeführter Maßnahmen zur Erosions-
minderung, Ergebnisdarstellung

Stunden- und 
Ergebnisnachweis

7. Untersuchung der Grundwas-
seroberfläche mit Sauglanze

7.1 Planung h Konzeption einer auf Sauglanzen basierenden 
Untersuchung mit Darstellung der zu Grunde 
liegenden Frage, Auswahl geeigneter Schläge 
unter Beachtung der Standorte sowie weiterer ggf. 
erforderlicher Daten (z. B. Bewirtschaftungsdaten 
des Schlages), Planung der Beprobungstermine 
und des Parameterumfangs

Stundennachweis

7.2 Probenahme und 
Untersuchung

Unter-
suchungs-
stelle

Entnahme des labormäßig zu untersuchenden 
Wassers, Laboranalyse der Einzelproben pro 
Untersuchungsstelle auf den in der Planung ermit-
telten Parameterumfang (z. B. Nitrat, Ammonium, 
Sulfat, pH)

Untersuchungsliste

7.3 Datenaufbereitung und 
Auswertung

h digitale Datenablage der Einzelwerte, tabellarische 
und ggfs. grafische Darstellung des Zeitverlaufs 
der betrachteten Parameter, Ergebnisdarstellung, 
Mitteilung der Analyseergebnisse an die Bewirt-
schafter

Stunden- und 
Ergebnisnachweis

8. Untersuchung oberflächenflä-
chennahen Grundwassers mit 
Grundwassermessstelle oder 
dem Direct-Push-Verfahren

Position Leistung Einheit beispielhafte Erläuterung der Leistung Leistungsnachweis
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Anlage 2

Auswahlkriterien zu Nummer 4.1.6

Gemäß Artikel 49 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 sind
Auswahlkriterien für die Maßnahmen der ländlichen Ent-
wicklung festzulegen und anzuwenden. Diese Kriterien sollen
die Gleichbehandlung der Antragsteller, eine bessere Nutzung
der finanziellen Ressourcen sowie eine Ausrichtung der Maß-
nahmen auf die EU-Prioritäten für die ländliche Entwicklung
gewährleisten.

In der Maßnahme „Gewässerschutzberatung“ sind für An-
träge mit Bezug auf die Zielgebiete der EG-WRRL keine Aus-
wahlkriterien i. S. der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 erforder-
lich, da es sich hier um eine In-House-Vergabe mit nur einem
zugelassenen Antragsteller und einem einzigen Projekt han-
delt. Für Anträge mit Bezug auf Trinkwassergewinnungsge-
biete werden die Auswahlkriterien durch die Einstufung der
Gebiete in Handlungsprioritäten gemäß dem Prioritätenpro-
gramm Trinkwasserschutz nach Wasserqualität des Grund-
und Sickerwassers sowie des geförderten Rohwassers festge-
legt.

Das bedeutet, die Anträge werden — nach Prüfung der Förder-
bedingungen — anhand des Prioritätenprogramms bewertet.
Es erfolgt eine Einstufung der Trinkwassergewinnungsgebiete
in die dort festgelegten Handlungsbereiche
— Gebiet A (Wasserqualität muss erhalten werden),
— Gebiet B (Wasserqualität muss verbessert werden),
— Gebiet C (Wasserqualität ist deutlich belastet, Sanierungs-

gebiet).

Entsprechend der Einstufung oder Gebietszuordnung wird die
Höhe der Gesamtförderung, also die Mittelverteilung je Hektar
festgelegt.

Danach wird die Qualität des Schutzkonzepts als Auswahl-
kriterium geprüft. Hierbei sind folgende Kriterien zu bewerten:
— Darstellung der Ausgangssituation/des Handlungsbedarfs

(Stärken-Schwächenanalyse des Trinkwassergewinnungs-
gebietes),

— Strategiebeschreibung
(geplante Beratungsinhalte und -maßnahmen; womit sollen
Ziele erreicht werden),

— Erfolgsmonitoring
(Überprüfung der Zielerreichung, welche Methoden/Bewer-
tungen).

Pro Kriterium sind maximal zehn Punkte zu erreichen. Ein
Antrag wird nur bewilligt, wenn er eine Gesamtpunktzahl von
mindestens zehn Punkten bekommt und für jedes der o. g.
Kriterien mindestens einen Punkt erhält.

Hinweis zur Stichtagsregelung: Bei der Gewässerschutzbe-
ratung gibt es keinen jährlichen Stichtag, zu dem die Anträge
vorzuliegen haben.

Die Antragsteller haben festgelegte individuelle „Zeitfenster“,
in denen der Antrag plus Anlagen vorzulegen ist. Diese Zeit-
vorgaben sind abhängig von der Laufzeit der Finanzhilfever-
träge im Kooperationsmodell Trinkwasserschutz.

Im Ergebnis geht in regelmäßigen Abständen jeweils eine
gewisse Anzahl an Anträgen ein. Diese werden dann anhand
der Auswahlkriterien bewertet und in eine Rankingliste auf-
genommen.

8.1 Planung h Konzeption einer auf Grundwassermessstellen 
oder dem Direct-Push-Verfahren basierenden Un-
tersuchung mit Darstellung der zu Grunde liegen-
den Frage, Auswahl geeigneter Standorte sowie 
weiterer ggf. erforderlicher Daten (z. B. die Mess-
stelle umgebende Flächennutzung), Sichtung vor-
handener Messstellen mit Eignungseinschätzung, 
Auswertung hydrogeologischer Grundlagendaten, 
Planung der Beprobungstermine und des Parame-
terumfangs

Stundennachweis

8.2 Bau einer Messstelle (entfällt 
beim Direct-Push-Verfahren)

m Bau einer Messstelle, der Zweck dieser Messstelle 
dient ausschließlich zur Erfolgskontrolle der Maß-
nahmen im Zusammenhang mit dem Niedersäch-
sischen Kooperationsmodell, vor dem Neubau 
einer Messstelle ist grundsätzlich zu prüfen, ob 
bereits vorhandene Messstellen für diesen Zweck 
in ausreichendem Maße vorhanden sind, Vorlage 
von mindestens drei Angeboten

Baunachweis und 
Funktionskontrolle

8.3 Probenahme und Unter-
suchung (einschließlich vor-
bereitende Arbeiten für die 
eigentliche Probenahme 
beim Direct-Push-Verfahren)

Unter-
suchungs-
stelle

Entnahme des labormäßig zu untersuchenden 
Wassers, Aufnahme von Vor-Ort-Parametern, 
Laboranalyse der Einzelproben pro Untersu-
chungsstelle auf den in der Planung ermittelten 
Parameterumfang (z. B. Nitrat, Ammonium, 
Sulfat, pH, PSM und Metabolite) bzw. dargestell-
ten Zweck (Altersbestimmung, Untersuchung 
der Denitrifikation)

Untersuchungsliste

8.4 Datenaufbereitung und 
Auswertung

h digitale Datenablage der Einzelwerte, tabellarische 
und ggfs. grafische Darstellung des Zeitverlaufs 
der betrachteten Parameter, Ergebnisdarstellung, 
Mitteilung der Analyseergebnisse an die Bewirt-
schafter

Stunden- und 
Ergebnisnachweis

9. Bericht, jahresübergreifende 
Auswertungen

h zusammenfassende Darstellung der Ergebnisse ei-
nes Beratungszeitraumes mit Darstellung der Aus-
gangssituation einschließlich Zielbeschreibung, 
Beschreibung der eingesetzten Maßnahmen und 
Darstellung der tatsächlichen Zielerreichung, Ab-
leitung zukünftiger Beratungsinhalte

Bericht und 
Stundennachweise

Position Leistung Einheit beispielhafte Erläuterung der Leistung Leistungsnachweis


